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Management Summary 

Auch 2024 sind d ie Schweizer:innen mit der Energiepolitik grundsätz-
lich mehrheitlich zufrieden. Wobei die Zufriedenheitswerte wie letz-
tes Jahr in der italienischsprachigen Schweiz und bei den über 65 -
jährigen Stimmbürger:innen etwas erhöht sind . Entlang des Partei-
enspektrums zeigt sich  ebenfalls das bekannte Muster: Die höchste 
Zustimmung geniesst die Energiepolitik unter den Anhänger:innen 
der GLP, der Grünen und der Mitte . Das Mittelfeld bilden die An - 
hängerschaften der SP und FDP gemeinsam mit den Parteiungebun-
denen. Wie in den bisherigen Befragungswellen zeigen einzig die 
Sympathisant:innen der SVP mehrheitlich e Unzufriedenheit.  Auch 
die Einschätzungen zu den konkreten Aussagen zur Energiepolitik 
sind geprägt von hoher Stabilität ohne grössere Verschiebungen ge-
genüber der letztjährigen Befragung.  

Im Trilemma der Stromproduktion zwischen Versorgungssicherheit, 
bezahlbarem Strompreis und klimaneutrale r Stromproduktion bleibt 
auch 2024 die Sicherstellung der Versorgungssicherheit die häufigste 
erste Priorität, hat gegenüber letztem Jahr aber etwas an Vorsprung 
eingebüsst. Die klimaneutrale Energieproduktion sowie der Strom-
preis werden aktuell von ähnlich vielen Personen als höchste Priori-
tät genannt. Auch 2024 ist die Parteisympathie der Befragten eine 
zentrale Variable um die Präferenzen im Trilemma zu erklären . Die 
Anhänger:innen der Grünen und der SP sowie die Stimmberechtigten 
ohne klare Parteibindung priorisieren dabei die klimaneutrale 
Stromproduktion, die Anhängerschaften der GLP und besonders 
stark der FDP sehen die Versorgungssicherheit an erster Stelle. Im 
Lager der SVP halten sich der Strompreis und die Versorgungssicher-
heit die Waage. Im konkreten Umgang bei Konflikten zwischen den 
drei Aufgaben  soll in den drei Aussagen mit der höchsten Zustim-
mung allerdings jeweils die nachhaltige und klimaneutrale Strom-
produktion dem Strompreis, der Verhinderung von Stromausfällen 
sowie dem Landschaftsschutz untergeordnet werden.  Eine knappe 
Mehrheit der Stimmberechtigten gibt ausserdem an besorgt zu sein, 
wenn sie an die Versorgungssicherheit in der Zukunft denken , wobei 
dieser Anteil im rechts -bürgerlichen Lager erhöht ist.  

Der Ausbau von Solaranlagen auf Gebäuden und an Fassaden und 
von Wasserkraft sowie die Förderung der Energieeffizienz und von 
erneuerbaren Energien in der Schweiz werden fast einstimmig als 
sinnvoll betrachtet und bleiben aus Sicht der Stimmbevölkerung 
auch 2024 die wichtigsten Instrumente zur Verhinderung der Strom-
mangellage. Dazu passt, dass wie bereits in den vergangenen Befra-
gungswellen Solaranlagen auf bestehender Infrastruktur sowie auf 
allen geeigneten Dächer n und an Fassaden gänzlich unumstritten  
sind. 
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Ob in der Schweiz grundsätzlich wieder über den Neubau von Atom-
kraftwerken nachgedacht werden soll, spaltet die Schweizer:innen . 
Insgesamt wären aktuell 49 Prozent damit einverstanden. Auf der lin-
ken Seite des politischen Spektrums bis in die Mitte wird die neuer-
liche Diskussion über Atomkraftwerke klar abgelehnt , während be-
sonders die Anhänger:innen der FDP aber auch diejenigen der SVP 
mehrheitlich offen für diese Diskussion sind . Auch wenn es in der 
Frage nach dem Bau von neuen Atomkraftwerken in der Stimmbevöl -
kerung keine klaren Mehrheiten gibt, ist hingegen der Grossteil der 
Schweizer:innen einverstanden damit, die Laufzeit der heute beste-
henden Anlagen möglichst zu maximieren, auch wenn  der Bund da-
für Geld aufbringen muss .  

Die Offenheit für ein Stromabkommen mit der EU hat sich gegenüber 
dem Vorjahr etwas abgekühlt und wird, sobald für das Abkommen 
Zugeständnisse gegenüber der EU gemacht werden müssen, nur 
noch von einer Minderheit der S timmberechtigten unterstützt. Die  
Zustimmung zu einem solchen Abkommen mit Kompromissen bleibt 
aber im links -grünen Lager und der Mitte klar und unter den An 
hänger:innen  der FDP knapp mehrheitlic h. Sehr deutlich abgelehnt 
wird ein solches Stromabkommen im Lager der SVP und von Stimm-
berechtigten ohne Parteibindung. Eine mögliche solche Bedingung, 
die vollständige Öffnung des Strommarkts, würde aktuell von einer 
knappen Mehrheit unterstützt. Unter der Annahme den Energiever-
sorger frei wählen zu können, gibt allerdings die klare Mehrheit der 
Schweizer:innen an, zumindest wahrscheinlich bei ihrem aktuellen 
Stromanbieter zu bleiben  

Befragt  wurden  ̖ ͻ̕̕4 Stimmberechtigte  der  Schweiz  online  oder  per  Telefon  (CATI),  die  
mindestens  einer  der  drei  Hauptsprachen  mächtig  sind.  Alle  Angaben  gelten  bei  einer  
95 - prozentigen  Wahrscheinlichkeit  mit  einem  Unsicherheitsbereich  von  ±3.1 Prozent-
punkten.  
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1 Befunde 

1.1 Energiepolitik  

Auch  2024  ist  eine  stabile  Mehrheit  der  Stimmberechtigten  grundsätzlich  einverstanden  
mit  der  Schweizer  Energiepolitik:   

Grafik  1 

 

Insgesamt  sagen  aktuell  57 Prozent  der  Befragten,  dass sie mit  der  Energiepolitik  eher  
oder  sehr  einverstanden  sind  (- 2).  So sind  auch  die  40  Prozent  mit  zumindest  eher  kri-
tischer  Sicht  auf  die  Energiepolitik  unverändert,  wobei  aktuell  etwas  mehr  Personen  gar  
nicht  einverstanden  sind  (16%,  +6).  

Mit  Ausnahme  der  Anhänger:innen  der  SVP wird  die  aktuelle  Energiepolitik  der  Schweiz  
in  allen  politischen  Lagern  positiv  gesehen:  
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Grafik  2 

 

Am  höchsten  ist  das Einverständnis  im  Lager  der  GLP (83%  sehr/eher  einverstanden),  
gefolgt  von  der  Mitte  und  den  Grünen  (je  72%)  sowie  der  SP (65%) . Aber  auch  die  Sym-
pathisant:innen  der  FDP (57%)  und  Parteiungebundene  (60%)  sind  mit  dem  aktuellen  
Weg mehrheitlich  einverstanden.  Auf  Seiten  der  SVP ist  hingegen  lediglich  jede:r  Dritte  
mit  der  heutigen  Energiepolitik  in  der  Schweiz  einverstanden  (33%).  

Die  Haltung  der  Schweizer  Stimmberechtigten  in  den  abgefragten  Aussagen  zur  Ener-
gie -  und  Klimapolitik  ist  gegenüber  der  Vorjahresbefragung  insgesamt  äusserst  stabil.  
Weiterhin  geniesst  die  Förderung  von  erneuerbaren  Energieformen  die  höchsten  Zu-
stimmungswerte:  
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Grafik  3 

 

Wie  in  der  letzten  Befragung  erreichen  die  Aussagen,  die  Förderung  von  erneuerbaren  
Energieformen  ist  gelebter  Umweltschutz  (77%  sehr/eher  einverstanden,  ±0  Prozent-
punkte  gegenüber  2023)  und,  dass damit  die  Energie - Abhängigkeit  vom  Ausland  be-
kämpft  werden  kann  (71%,  - 5)  die  höchsten  Zustimmungswerte . Dazu  korrespondiert  
auch  die  hohe  Zustimmung  zum  Stoppen  der  Abhängigkeit  von  fossilen  Energien  aus 
nicht - demokratischen  Ländern  (68%,  - 3). Die  Energiewende  in  der  Schweiz  geht  eben-
falls  einer  klaren  Mehrheit  der  Stimmberechtigten  viel  zu  langsam  (62%,  - 6).   

Dass die  erneuerbare  Energie  bei  Weitem  nicht  ausreicht,  um  den  Strombedarf  der  
Schweiz  zu  decken,  finden  61 Prozent  ( - 2)  der  Stimmbevölkerung,  während  54  Prozent  
( - 2)  der  Meinung  sind,  dass ohne  sofortigen  Umstieg  auf  ebendiese  erneuerbaren  Ener-
giequellen,  die  Klimakatastrophe  nicht  mehr  abzuwenden  ist.  

Die  weiteren  Aussagen,  die  allesamt  kritisch  auf  die  Energiewende  blicken,  werden  hin-
gegen  von  weniger  als  der  Hälfte  der  Schweizer:innen  geteilt,  wobei  immerhin  eine  re-
lative  Mehrheit  der  Meinung  ist,  dass Firmen  nicht  durch  zusätzliche  Energieabgaben  
belastet  werden  sollen  (49%,  - 2).  Dass die  Energiewende  zu  teuer  ist  (45%,  ±0)  und,  dass 
die  Weiterführung  der  aktuellen  Energiepolitik  zu  Stromausfällen  in  Teilen  der  Schweiz  
führen  wird  (42%,  - 9)  überzeugt  hingegen  nur  noch  Minderheiten.  Noch  deutlicher  ist  
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die  Ablehnung  der  Aussage,  dass die  Energiewende  in  der  Schweiz  viel  zu  weit  geht  (65%  
überhaupt/eher  nicht  einverstanden,  - 1).  

Grafik  4 

 

Neben  der  Zustimmung  zu  den  Aussagen  rund  um  die  Energie -  und  Klimapolitik  ist  auch  
deren  Wirksamkeit  auf  das Einverständnis  mit  der  aktuellen  Energiepolitik  ein  wichtiges  
Kriterium  zur  Identifikation  der  relevanten  Argumente  in  der  Meinungsbildung  rund  um  
die  Stromversorgung . Mithilfe  einer  Regressionsanalyse  konnten  so vier  Aussagen,  die  
positiv  mit  der  Einschätzung  der  Energiepolitik  in  Verbindung  stehen , und  zwei , die  sich  
negativ  auf  di ese auswirken,  identifiziert  werden.  
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Grafik  5 

 
Die eingesetzte Methode der linearen Regression beschreibt das Vorhandensein des Einflusses von unabhängigen 
Variablen (hier: die verschiedenen Aussagen zur Energiepolitik in der Schweiz) auf eine abhängige Variable (Beurtei-
lung Energiepolitik in der Schwe iz). Anhand der Farbe lässt sich unterscheiden, ob ein Element eher zu einer Zustim-
mung (blau) oder eher zu Ablehnung (orange) führt. Je weiter oben eine unabhängige Variable aufgeführt ist und je 
länger der Balken ist, desto grösser ist der Einfluss auf d ie Beurteilung bezüglich Einverständnis mit der nationalen 
Energieproduktion . Variablen mit einem grauen Balken, haben keinen statistisch nachweisbaren Einfluss. Die Interpre-
tation dieser linearen Regression geschieht unter der Annahme, dass andere Einflüsse im Model konstant gehalten 
werden (ceteris paribus). Auf diese Weise ist es möglich, den isolierten Einfluss der unabhängigen Variablen auf die 
abhängige zu eruieren. Die Kontrollvariablen (Alter, Geschlecht, Sprache, Siedlungsart) werden im Modell eben falls 
berücksichtigt, um allfällige Verzerrungen durch diese vermeiden zu können.   

Die  vier  Aussagen,  die  mit  einer  erhöhten  Zufriedenheit  mit  der  Schweizer  Energiepolitik  
in  Verbindung  stehen,  lassen  sich  in  zwei  Gruppen  einteilen  In  der  ersten  geht  es um  Kli-
maschutz  durch  erneuerbare  Energie:  Wer  der  Meinung  ist,  die  Förderung  von  erneuer-
baren  Energieformen  ist  gelebter  Klimaschutz  und,  dass ohne  sofortigen  Umstieg  auf  
Erneuerbare  die  Klimakatastrophe  nicht  mehr  aufgehalten  werden  kann,  ist  mit  erhöh-
ter  Wahrscheinlichkeit  auch  einverstanden  mit  der  Energiepolitik  der  Schweiz.  In  der  
zweiten  Gruppe  geht  es um  die  Abhängigkeit  vom  Ausland:  Wiederum  erhöht  sich  die  
Wahrscheinlichkeit  die  Energiepolitik  zu  befürworten,  wenn  man  sich  durch  die  Förde-
rung  von  beziehungsweise  durch  den  Umstieg  auf  erneuerbare  Energien  verspricht,  die  
Energie - Abhängigkeit  vom  Ausland  zu  senken,  sowie  die  Abhängigkeit  von  fossilen  
Energien  aus nicht - demokratischen  Ländern  zu  stoppen.  

Auf  der  anderen  Seite  sind  diejenigen  Stimmberechtigten  eher  unzufrieden  mit  der  ak-
tuellen  Politik,  die  der  Meinung  sind,  die  Energiewende  geht  viel  zu  weit,  oder  die  Wei-
terführung  des eingeschlagenen  Kurs es führt  zu  Stromausfällen.  

Ob der  in  der  Energiepolitik  eingeschlagene  Weg zu  Problemen  in  der  Versorgungssi-
cherheit  in  zehn  Jahren  führt,  spaltet  die  Stimmbevölkerung : 
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Grafik  6 

 

Eine  knappe  Mehrheit  der  Stimmberechtigten  gibt  an besorgt  zu  sein,  wenn  sie an die  
Versorgungssicherheit  in  der  Zukunft  denken  (54%  sehr  grosse/eher  Sorgen) . Ihnen  ste-
hen  44  Prozent  der  Befragten  gegenüber,  die  sich  hingegen  eher  oder  überhaupt  keine  
Sorgen  machen.  

Ob man  sich  Sorgen  um  die  Versorgungssicherheit  der  Zukunft  macht  hängt  nicht  zuletzt  
mit  der  Parteipräferenz  zusammen  und  ist  insbesondere  im  rechts - bürgerlichen  Lager  
erhöht:  So machen  sich  jeweils  nur  Minderheiten  der  Anhänger:innen  der  GLP (37%  sehr  
grosse/eher  Sorgen),  der  SP (40%)  und  der  Grünen  (48%)  Sorgen,  während  sich  die  An-
hängerschaft  der  FDP (59%)  und  noch  stärker  der  SVP (76%)  überdurchschnittlich  oft  
Sorgen  um  die  Versorgungssicherheit  in  zehn  Jahren  macht.  Die  Bedenken  zur  Versor-
gungssicherheit  der  Zukunft  mit  dem  eingeschlagenen  Weg schein en somit  mindestens  
teilweise  eine  Frage  der  Werthaltung  zu  sein  und  sind  nicht  ausschliesslich  auf  eine  fak-
tische  Einschätzung  zurückzuführen.  

Wer  sich  um  die  Versorgungssicherheit  in  zehn  Jahren  keine  Sorgen  macht,  begründet  
dies  am  häufigsten  mit  der  genügend  grossen  Stromproduktion  in  der  Schweiz  bis  in  
zehn  Jahren  (62%):   
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Grafik  7 

 

Rund  ein  Drittel  der  Personen,  die  sich  keine  Sorgen  machen , hält  die  aktuellen  Diskus-
sionen  um  die  Versorgungssicherheit  für  Panikmache  (32%) , und  ein  Viertel  denkt,  wir  
können  den  Stromverbrauch  bis  dahin  genügen d reduzieren  (24%).  Nur  ein  kleiner  Teil  
macht  sich  keine  Sorgen  um  die  Versorgungssicherheit  in  zehn  Jahren  aufgrund  der  
Stromimporte  aus dem  Ausland  (16%).  

Wer  sich  hingegen  Sorgen  um  die  Versorgungssicherheit  der  Zukunft  macht,  glaubt  
meistens  nicht,  dass in  der  Schweiz  genügend  Strom  produziert  wird  (72%):  

Grafik  8 

 

42  Prozent  nehmen  an,  dass bis  in  zehn  Jahren  der  Stromverbrauch  n icht  genügend  re-
duziert  werden  kann,  um  keine  Versorgungsprobleme  zu  haben.  Zu wenig  aus dem  Aus-
land  importierter  Strom  ist  nur  für  jede  fünfte  befragte  Person  unter  den  Besorgten  aus-
schlaggebend.  
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Unabhängig  von  der  Sorge  um  die  Versorgungssicherheit  in  zehn  Jahren  gibt  es unter-
schiedliche  Stossrichtungen , wie  die  Versorgungssicherheit  der  Zukunft  gewährleistet  
werden  kann.   

Dabei  zeigt  sich , dass die  Stimmbevölkerung  in  der  Tendenz  den  Staat  eher  in  der  Ver-
antwortung  sieht,  die  Versorgungssicherheit  zu  gewährleisten  als  die  Bevölkerung  und  
dass dabei  auf  Stromproduktion  in  der  Schweiz  gesetzt  werden  soll.  Uneinig  sind  sich  die  
Schweizer:innen  hingegen  in  der  Frage,  ob die  Versorgungssicherheit  vor  allem  durch  
die  Senkung  des Verbrauchs  oder  durch  die  Steigerung  der  Produktion  erreicht  werden  
soll.   

Grafik  9 

 

Personen  unter  40  Jahren  (6.4)  sowie  Anhänger:innen  der  Grünen  (6.9)  sehen  dabei  be-
sonders  stark  den  Staat  in  der  Verantwortung.  Weiter  wird  im  Lager  der  Grünen  auch  
häufiger  auf  die  Senkung  des Verbrauchs  gesetzt  (3.2)  während  die  Anhänger:innen  der  
FDP (5.5)  und  der  SVP (5.6)  eher  offen  für  die  Gewährleistung  der  Versorgungssicherheit  
durch  die  Steigerung  der  Produktion  sind.  In  der  Frage  nach  Stromimporten  aus dem  
Ausland  herrscht  in  der  Stimmbevölkerung  hingegen  Einigkeit.   
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1.2 Versorgungssicherheit  

Im Trilemma der Stromproduktion zwischen der Versorgungssicherheit, bezahlbarem 
Strompreis und der klimaneutralen Stromproduktion bleibt auch 2024 die Sicherstel-
lung der Versorgungssicherheit die häufigste erste Priorität:  

Grafik  10 

 

Im  März  2024  geniesst  für  insgesamt  42  Prozent  der  Stimmberechtigten  die  Versor-
gungssicherheit  die  höchste  Priorität.  Das bedeutet  ein  leichter  Rückgang  im  Vergleich  
zu  den  beiden  vergangenen  Befragungswellen,  als  jeweils  rund  die  Hälfte  die  Versor-
gungsicherheit  an erster  Stelle  nannte  (2022:  52%,  2023:  48%).  Von  den  Befragten  mit  
eben  diese  Versorgungssicherheit  als  erste  Priorität  bevorzugt  sichtbar  die  Mehrheit  den  
Strompreis  an zweiter  Stelle  (27%)  als  die  klimaneutrale  Stromproduktion  (15%).  Den  
bezahlbaren  Strompreis  und  eine  klimaneutrale  Stromproduktion  haben  jeweils  gleich  
viele  Personen  als  erste  Priorität  genannt  (je  29%).   
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Grafik  11 

 

Auch  2024  ist  die  Parteisympathie  der  Befragten  eine  zentrale  Variable  um  die  Präferen-
zen  im  Trilemma  zu  erklären:  

Grafik  12 

 

Die  Anhänger:innen  der  Grünen  und  der  SP sowie  die  Stimmberechtigten  ohne  klare  Par-
teibindung  priorisieren  als  einzige  nicht  mehrheitlich  die  Versorgungssicherheit,  son-
dern  sehen  am  häufigsten  die  klimaneutrale  Stromproduktion  an erster  Stelle.  Am  
höchsten  ist  dieser  Wert  wie  letztes  Jahr  mit  über  zwei  Dritteln  bei  der  Anhängerschaft  

Parteibindung

Siedlungsart Alter

> 63 Jahre
Versorgungssicherheit: 32.2%

Bez. Strompreis: 49.4%
klimaneutral: 18.4%

n: 87

<= 57 Jahre
Versorgungssicherheit: 46.8%

Bez. Strompreis: 38.7%
klimaneutral: 13.7%

n: 124

Ògfs.bern, Versorgungssicherheit Welle 3, März 2024

Erste Präferenz
in % Stimmberechtigter

kleine/mittlere Agglomeration, ländlich
Versorgungssicherheit: 38.4%

Bez. Strompreis: 22.7%
klimaneutral: 36.6%

n: 216

Total 
Versorgungssicherheit: 42.5%
Bezahlbarer Strompreis: 25.3%

klimaneutrale Energieproduktion: 31.4%
N: 1004

grosse Agglomeration
Versorgungssicherheit: 29.6%

Bez. Strompreis: 17.3%
klimaneutral: 53.1%

n: 98

Keine, SP
Versorgungssicherheit: 35.7%

Bez. Strompreis: 21.0%
klimaneutral: 41.7%

n: 314

Die Mitte, GLP
Versorgungssicherheit: 50.0%

Bez. Strompreis: 20.0%
klimaneutral: 29.5%

n: 210

FDP
Versorgungssicherheit: 66.4%

Bez. Strompreis: 25.0%
klimaneutral: 8.6%

n: 116

SVP, AndereParteien
Versorgungssicherheit: 41.1%

Bez. Strompreis: 41.8%
klimaneutral: 16.3%

n: 263

Grüne
Versorgungssicherheit: 24.8%

Bez. Strompreis: 6.9%
klimaneutral: 68.3%

n: 101

zwischen 58 und 63 Jahren
Versorgungssicherheit: 42.3%

Bez. Strompreis: 36.5%
klimaneutral: 19.2%

n: 52

Alter

zwischen 45 und 60 Jahren
Versorgungssicherheit: 36.9%

Bez. Strompreis: 29.2%
klimaneutral: 29.2%

n: 65

<= 45 Jahre
Versorgungssicherheit: 43.9%

Bez. Strompreis: 14.0%
klimaneutral: 42.1%

n: 57

> 60 Jahre
Versorgungssicherheit: 36.2%

Bez. Strompreis: 23.4%
klimaneutral: 38.3%

n: 94
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der  Grünen . Verglichen  mit  den  Grünen  spielt  im  Lager  der  SP der  Strompreis  und  die  
Versorgungssicherheit  jeweils  eine  grössere  Rolle.  Unter  Stimmberechtigten,  die  der  SP 
oder  keiner  Partei  nahe  stehen,  spielt  zusätzlich  auch  die  Siedlungsdichte  eine  zentrale  
Rolle:  Für  Personen  dieser  Gruppe,  die  in  grossen  Städten  wohnen,  ist  besonders  häufig  
die  klimaneutrale  Stromproduktion  die  erste  Priorität.   

Im  Lager  der  Mitte  und  der  GLP priorisieren  jeweils  rund  die  Hälfte  die  Versorgungssi-
cherheit,  was  verglichen  mit  dem  nationalen  Schnitt  etwas  erhöht  ist,  während  der  
Strompreis  hier  etwas  weniger  häufig  genannt  wird.  Noch  deutlicher  an erster  Stelle  
steht  die  Versorgungssicherheit  bei  der  Anhängerschaft  der  FDP, wo  sie von  circa  zwei  
Drittel n an erster  Stelle  gesehen  wird . Hier  wird  hingegen  die  Klimaneutralität  praktisch  
von  niemanden  als  erste  Priorität  genannt.   

Stimmberechtigte,  die  der  SVP nahe  stehen,  priorisieren  verglichen  mit  den  anderen  po-
litischen  Lagern  häufiger  die  Strompreise , wobei  dies  unter  älteren  Stimmberechtigten  
dieser  Gruppe  besonders  ausgeprägt  ist.  

Bezogen  auf  die  Vorgehensweise  w ie mit  den  Konflikten  zwischen  den  drei  Aufgaben  der  
Stromproduktion  umgegangen  werden  soll,  zeigt  sich  ein  klares  Muster:  So soll  in  den  
drei  Aussagen  mit  der  höchsten  Zustimmung  jeweils  die  nachhaltige  und  klimaneutrale  
Stromproduktion  dem  Strompreis , der  Verhinderung  von  Stromausfällen  sowie  dem  
Landschaftsschutz  untergeordnet  werden . Somit  erreichen  die  gleichen  drei  Aussagen  
die  höchste  Zustimmung  wie  letztes  Jahr.  

Grafik  13 
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Fast  drei  Viertel  der  Stimmbevölkerung  sind  der  Meinung,  der  Aufbau  nachhaltiger  
Energieproduktion  darf  den  Strom  nicht  massiv  verteuern  (72%  sehr/eher  einverstan-
den;  - 4 Prozentpunkte).  Dass wir  uns  Stromausfälle  nicht  leisten  können,  auch  wenn  
dies  auf  Kosten  der  Klima -  und  Energieziele  geschieht  (66%,  +5)  sowie,  dass für  die  
Energiewende  nicht  der  Landschaftsschutz  aufgegeben  werden  darf  (62%,  - 1) sind  zwei  
Aussagen  die  klare  Mehrheiten  der  Schweizer:innen  zu  überzeugen  vermögen .  

Gerade  bezüglich  des Preises  und  des Umweltschutzes  sind  die  Prioritäten  nicht  ganz  
klar:  So werden  ein  schnelles  Angehen  der  Energiewende  unabhängig  der  Kosten,  (59%,  
- 1) sowie  die  Steigerung  der  inländischen  erneuerbaren  Energie , auch  wenn  Abstriche  
im  Umweltschutz  dazu  nötig  sind  (51%,  - 8)  ebenfalls  mehrheitlich  unterstützt.   

Nur  eine  (wenn  auch  gewichtige)  Minderheit  wäre  hingegen  bereit,  für  eine  kompro-
misslose  Umsetzung  der  Energiewende  Stromausfälle  in  Kauf  zu  nehmen  (55%  eher/gar  
nicht  einverstanden,  +1), und  auch  die  Aussage,  dass man  ein  neues  Atomkraftwerk  ge-
genüber  vielen  anderen  neuen  Kraftwerken  bevorzugt  (55%,  - 7), wird  mehrheitlich  ver-
worfen,  wobei  die  Ablehnung  gegenüber  letztem  Jahr  etwas  rückläufig  ist.  

1.2.1 Massnahmen zur Gewährleistung  der  Versorgungsicherheit   

Der  Ausbau  von  Solaranlagen  auf  Gebäuden  und  Fassaden  (92%  sehr/eher  sinnvoll,  - 5 
Prozentpunkte  gegenüber  2023)  und  von  Wasserkraft  (90%,  +1) sowie  die  Förderung  der  
Energieeffizienz  (90%,  - 4)  und  von  erneuerbare n Energien  in  der  Schweiz  (90%,  - 4)  
werden  fast  einstimmig  als  sinnvoll  betrachtet.   

Das Investieren  in  die  Energieproduktion  der  Konsument:innen  selber  (81%,  - 8)  finden  
rund  vier  von  fünf  Stimmberechtigten  sinnvoll.  Politische  Massnahmen  sowohl  in  Form  
von  Subventionen  (74%,  - 8) als  auch  in  Form  von  steuerlichen  Anreizen  (72%,  - 9) ha-
ben  etwas  an Zustimmung  verloren . Jeweils  etwa  drei  von  vier  Befragten  sehen  den  Aus-
bau  der  Energieproduktion  mittels  Biomasse  (76%,  - 5),  Windkraft  (74%,  - 2),  Geother-
mie  (73%,  - 2) und  Wasserstoff  (72%,  ±0 ) als  sinnvolle  Massnahme n an,  um  die  Versor-
gungssicherheit  in  der  Schweiz  langfristig  zu  gewährleisten.   
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Grafik  14 

 

Lenkungsabgaben  mit  Rückerstattung  an die  Sparsamen  (68 %  sehr/eher  sinnvoll , +5)  
sowie  der  Ausbau  von  Solaranlagen  in  den  Bergen  (61%,  +7)  werden  aktuell  als  sinnvoller  
betrachtet  als  dies  noch  vor  einem  Jahr  der  Fall  war,  während  die  Sicht  auf  die  Einschrän-
kung  von  Beschwerdemöglichkeiten  gegen  Bauvorhaben  im  Energiebereich  (59%,  - 10) 
etwas  kritischer  wurde.   

Der  Bau von  Atomkraftwerken  hat  insgesamt  gegenüber  2023  als  Massahme  gegen  
Strommangellage n etwas  an Unterstützung  zulegen  können.  Neu  wird  knapp  m ehrheit-
lich  der  Bau von  Kraftwerken  der  neusten  Generation  (52%,  +9)  als  sinnvoll  gesehen,  
während  der  Bau von  Atomkraftwerken  der  aktuellen  Generation  (40%,  +6)  aber  weiter-
hin  nur  von  einer  Minderheit  als  sinnvoll  erachtet  wird . 

Eine  vollständige  Strommarktöffnung  (49%,  - 3)  sowie  Gaskraftwerke  für  den  Notfall  
(44%,  - 7)  vermögen  aktuell  knapp  keine  Mehrheit en davon  zu  überzeugen,  dass sie  
sinnvoll  sind . Regulierungen  und  Verbote  (44%,  ±0)  und  Investitionen  in  erneuerbare  
Energien  im  Ausland  (41%,  +2)  sind  2024  wie  bisher  nicht  mehrheitsfähig.  Die  Steige-
rung  der  Stromimporte  aus dem  Ausland  wird  ebenfalls  unverändert  sehr  deutlich  abge-
lehnt  (70%  eher/überhaupt  nicht  sinnvoll,  - 9) . 
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Grafik  15 

 

Die  politischen  Massnahmen  werden  in  den  verschiedenen  Parteilagern  durchaus  unter-
schiedlich  bewertet.  Der  Ausbau  von  Solaranlagen  und  bei  der  Wasserkraft  sowie  die  För-
derung  der  Energieeffizienz  und  von  erneuerbare n Energien  im  Inland  werden  in  sämt-
lichen  Parteilagern  von  über  80  Prozent  als  sinnvoll  erachtet,  wobei  die  Werte  unter  den  
Anhänger:innen  der  SVP sichtbar  tiefer  sind  als  im  Rest  der  Stimmbevölkerung.  
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Grafik  16 

 

Investitionen  durch  Konsument:innen  selber  in  die  Energieproduktion  werden  zwar  
überall  als  sinnvoll  gesehen,  stossen  aber  im  links - grünen  Lager  auf  besonders  hohen  
Support.  

Der  Ausbau  bei  der  Windkraft  wird  von  den  Sympathisant:innen  der  FDP und  der  SVP 
sichtbar  kritischer  (aber  dennoch  mehrheitlich  sinnvoll)  gesehen,  Gleiches  gilt  für  Sub-
ventionen,  die  insbesondere  im  Lager  der  SP besonders  positiv  dastehen.  Steuerliche  An-
reize  werden  hingegen  bis  auf  die  Anhänger:innen  der  SVP im  gesamten  politischen  
Spektrum  als  sinnvoll  erachtet,  während  eben  diese  Anhänger:innen  der  SVP dafür  den  
Ausbau  von  Wasserstoff  überdurchschnittlich  oft  als  sinnvolle  Massnahme  erachten.   

Einig  ist  sich  die  Stimmbevölkerung  in  der  Ablehnung  von  Stromimporten  aus dem  Aus-
land . Ansonsten  zeigt  sich  ein  mehr  oder  weniger  stark  ausgeprägter  Graben  zwischen  
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der  FDP und  der  SVP auf  der  einen,  und  den  übrigen  Parteien  auf  der  anderen  Seite.  So 
sind  Regulierungen  und  Verbote  sowie  Investitionen  in  erneuerbare  Energien  im  Aus-
land  bis  in  die  Mitte  mehrheitsfähig , und  auch  Lenkungsabgaben  werden  lediglich  in  der  
SVP abgelehnt.  Gaskraftwerke  und  besonders  Atomkraftwerke  (aktuelle  und  nächste  Ge-
neration)  werden  hingegen  im  Lager  der  FDP und  der  SVP mehrheitlich  als  sinnvoll  ge-
sehen.   

Grafik  17 
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Ein  etwas  eigene s Muster  zeigt  sich  für  den  Abbau  von  Beschwerdemöglichkeiten.  Er  ge-
niesst  zwar  überall  zumindest  knapp  mehrheitliche  Zustimmung,  wird  aber  insbeson-
dere  von  der  Mitte  und  etwas  schwächer  von  GLP und  FDP überdurchschnittlich  positiv   
gesehen.  Und  auch  der  Ausbau  von  Solaranlagen  in  den  Bergen  hat  eine  eigene  Dynamik  
und  wird  neben  der  SVP auch  von  den  Grünen  sichtbar  kritischer  als  im  Rest  der  Stimm-
bevölkerung  betrachtet.   

Grafik  18 
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Grafik  19 
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1.3 Anlagen zur Stromproduktion  

Insgesamt  bleibt  die  Beurteilung  der  Standorte  von  neuen  Anlagen  zur  Stromproduktion  
über  die  Zeit  recht  stabil.  Wie  bereits  in  den  vergangenen  Befragungswellen  sind  Solar-
anlagen  auf  bestehender  Infrastruktur  (95%  sehr/eher  einverstanden,  - 3)  sowie  auf  al-
len  geeigneten  Dächer  und  Fassaden  (89%,  - 7)  gänzlich  unumstritten.  Auch  mit  Stau-
seen wo  früher  Gletscher  waren  (73%,  +2)  sind  weiterhin  grosse  Mehrheiten  einverstan-
den.   

Gestiegen  ist  die  Zustimmung  zu  Anlagen  die  direkter  in  die  Natur  gebaut  werden:  So 
sind  2024  60  Prozent  (+4)  der  Befragten  einverstanden  mit  Windrädern  auf  Hügeln,  die  
vom  eigenen  Balkon  aus sichtbar  sind , und  neu  ist  mit  50  Prozent  (+6)  auch  eine  mini-
mal e Mehrheit  mit  grossen  Solaranlagen  auf  freien  Wiesen  in  den  Bergen  einverstanden.  
Gesunken  ist  hingegen  die  Zustimmung  zu  einem  Gaskraftwerk  im  Umkreis  von  10 Ki-
lometern  vom  eigenen  Wohnort  (37%,  - 10). Gaskraftwerke  in  der  eigenen  nahen  Umge-
bung  sind  somit  die  einzigen  Anlagen,  mit  denen  eine  Mehrheit  der  Stimmberechtigten  
nicht  einverstanden  sind  (58%  eher/gar  nicht  einverstanden,  +10).   

Grafik  21 
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1.3.1 Atomkraftwerke  

Ob in  der  Schweiz  grundsätzlich  wieder  über  den  Neubau  von  Atomkraftwerken  nachge-
dacht  werden  soll,  spaltet  die  Schweizer:innen:  

Grafik  22 

 

Insgesamt  sind  49  Prozent  der  Stimmberechtigten  eher  oder  sehr  damit  einverstanden,  
dass die  Diskussion  über  den  Neubau  von  Kernkraftwerken  wieder  geführt  wird.  Ihnen  
gegenüber  stehen  47  Prozent,  die  nicht  damit  einverstanden  sind.  

Anhand  der  Parteisympathie  lässt  sich  die  Haltung  zur  Diskussion  über  den  Neubau  von  
Atomkraftwerken  sehr  gut  erklären:   
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Grafik  23 

 

Auf  der  linken  Seite  des politischen  Spektrums  (Grüne  82%  überhaupt  nicht/eher  nicht  
einverstanden,  SP 76%,  GLP 63%)  bis  in  die  Mitte  (59%)  wird  die  neuerliche  Diskussion  
über  Atomkraftwerke  klar  abgelehnt.  Besonders  hoch  ist  die  Zustimmung  zu  dieser  Dis-
kussion  in  der  Anhängerschaft  der  FDP (85%  sehr/eher  einverstanden)  und  auch  deut-
lich  mehrheitlich  in  derjenigen  der  SVP (65%).  Parteiungebundene  sind  in  dieser  Frage  
noch  gespalten  (52%  sehr/eher  einverstanden).   
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Junge verhalten  sich  in  der  Tendenz  etwas  kritischer  bezüglich  der  Diskussion  über  neue  
Atomkraftwerke:  

Grafik  24 

 

Nur  eine  Minderheit  der  Stimmberechtigte n unter  40  Jahren  befürwortet  die  erneute  
Diskussion  über  den  Neubau  von  AKWs  (44%  sehr/eher  einverstanden).  Die  restliche  äl-
tere  Stimmbevölkerung  ist  hingegen  knapp  dafür.   
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Männer  sind  einer  Diskussion  gegenüber  deutlich  positiver  gestimmt  und  befürworten  
sie mehrheitlich:   

Grafik  25 

 

Insgesamt  befürworten  60  Prozent  der  Männer  die  Diskussion  zu  neuen  AKWs  während  
lediglich  39 Prozent  der  Frauen  damit  einverstanden  sind.   

Fast  die  Hälfte  der  Personen,  die  gegen  eine  neuerliche  Diskussion  über  den  Neubau  von  
Atomkraftwerken  sind , lehnen  solche  Neubauten  in  der  Schweiz  grundsätzlich  ab (45%).  
Für  die  anderen  steht  die  Frage  der  Lagerung  der  nuklearen  Abfälle  im  Zentrum.  44  Pro-
zent  geben  nämlich  an,  dass neue  Atomkraftwerke  in  der  Schweiz  nur  in  Frage  kommen,  
wenn  das Entsorgungsproblem  gelöst  ist ., Für  gut  ein  Viertel  ist  die  Senkung  des Risikos  
von  nuklearen  Unfällen  eine  notwendige  Bedingung  (26%) , und  weitere  6 Prozent  haben  
andere  Änderungen  genannt,  die  erfüllt  sein  müssen,  bevor  aus ihrer  Sicht  wieder  neu  
Atomkraftwerke  in  Frage  kommen.  
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Grafik  26 

 

Obwohl  es in  der  Frage  nach  dem  Bau von  neuen  Atomkraftwerken  in  der  Stimmbevöl-
kerung  keine  klaren  Mehrheiten  gibt,  ist  hingegen  der  Grossteil  der  Schweizer:innen  
einverstanden  damit,  die  Laufzeit  der  heute  bestehenden  Anlagen  möglichst  zu  maxi-
mieren,  auch  wenn  der  Bund  dafür  Geld  aufbringen  muss  (71%  sehr/eher  einverstan-
den).  Auch  dass es Technologieoffenheit  braucht,  zu  der  auch  die  nukleare  Energie  ge-
hört , vermag  eine  Mehrheit  zu  überzeugen  (56%).  Gleichzeitig  sagen  allerdings  auch  60  
Prozent  der  Stimmberechtigten,  dass jetzt  die  Diskussion  über  AKW  wieder  zu  starten  
den  Volkswillen  missachtet,  da die  Stimmbevölkerung  2017 entschieden  hat,  aus der  
Atomenergie  auszusteigen.   

Unklar  ist  aus Sicht  der  Stimmberechtigten  auch  der  Zusammenhang  zwischen  nuklea-
rer  Energie  und  den  erneuerbaren  Energien:  So sind  jeweils  knappe  Mehrheiten  der  
Stimmberechtigten  sowohl  der  Ansicht,  die  Diskussion  über  neue  AKW s sei  ein  Brems-
klotz  für  den  Ausbau  erneuerbarer  Energien  (53%)  als  auch  einverstanden  damit,  dass -  
falls  es mit  den  erneuerbaren  Energien  nicht  vorwärts  geht  -  wieder  ernsthaft  über  neue  
AKWs  diskutiert  werden  muss  (52%).  
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Grafik  27 
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1.4 Stromabkommen  und  Markt öffnung  

Nachdem  im  vergangenen  Jahr  die  Offenheit  gegenüber  einem  Abkommen  mit  der  EU im  
Strombereich  deutlich  gestiegen  ist,  hat  sich  die  Befürwortung  eines  solchen  Abkom-
mens  wieder  etwas  abgekühlt,  bleibt  aber  weiterhin  mehrheitlich.  

Grafik  28 

 

2024  wären  insgesamt  59  Prozent  der  Stimmberechtigten  für  ein  Stromabkommen  mit  
der  EU. Das sind  14 Prozentpunkte  weniger  als  in  der  Vorjahresbefragung  und  auch  etwas  
weniger  als  noch  2022.  Auf  der  anderen  Seite  ist  aktuell  ein  Drittel  gegen  ein  solches  Ab-
kommen  (33%  sehr/eher  dagegen)  was  knapp  dem  Höchstwert  dieser  Befragungsreihe  
entspricht.  

Ein  europäisches  Stromabkommen  wird  auch  dieses  Jahr  im  links - grünen  Lager  beson-
ders  stark  befürwortet.  Die  Zustimmungswerte  sind  aber  unter  den  Sympathisant:innen  
der  SP und  der  GLP gesunken.  Aktuell  sind  die  Anhänger:innen  der  Grünen  am  zahl-
reichsten  für  ein  Stromabkommen  (83%  sehr/eher  dafür,  - 3 Prozentpunkte),  gefolgt  
von  denjenigen  der  SP (78%,  - 10) und  der  GLP (77%,  - 8).  Aber  auch  in  den  Anhänger-
schaft en der  Mitte  (72%,  - 2)  und  der  FDP (72%,  +3)  findet  das Abkommen  weiterhin  
grosse  Zustimmung.   

Wie  bereits  in  der  letzten  Befragungswelle  findet  im  Lager  der  SVP ein  Stimmungswan-
del  statt,  dieses  Jahr  allerdings  wieder  in  die  Gegenrichtung . War  die  SVP- Anhänger-
schaft  letztes  Jahr  gemeinsam  mit  den  anderen  Parteien  auf  der  Pro - Seite  zu  finden,  hat  
sie sich  2024  (wie  bereits  2022)  alleine  in  Opposition  bewegt  (40%,  - 21). Einzig  unter  
den  Parteiungebundenen,  die  letztes  Jahr  noch  sehr  deutlich  für  ein  Stromabkommen  
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waren,  hat  sich  die  Haltung  zum  Stromabkommen  mit  der  EU noch  stärker  verändert  
(40%,  - 36).   

Insgesamt  zeigt  aber  die  jährlich  erheblich  schwankende  Entscheidabsicht,  dass in  die-
ser  Frage  die  Meinungsbildung  noch  nicht  gefestigt  ist  und  stark  von  der  weiteren  Dis-
kussion  abhängt.  

Grafik  29 

 

  




































